
























jahn_mi
Notiz
In den Sicherheitslücken liegt ein Mangel iSd § 434 Abs. 1 Nr. 2 BGB, da sich das Gerät hierdurch nicht auf dem neuesten Stand der Technik befindet vgl. auch OLG Koblenz Urt. v. 30.4.2009 – 6 U 268/08, BeckRS 2009, 14285.  Das dürfte die Verkehrsfähigkeit des Produktes insoweit einschränken, als es nur als mangelhaftes Produkt verkauft werden kann. 

jahn_mi
Notiz
Es gehört zu der erwartbaren Beschaffenheit des Kaufgegenstandes, dass dieser dem Stand der Technik entspricht (Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig/Dreyer UWG § 5a Rn. 112).Damit gehört diese Information auch zum Geschäfts- und Verantwortungsbereich des Händlers, wie der BGH in seinem Urteil ´v. 21.7.2016 – I ZR 26/15 (OLG Düsseldorf) gefordert hat. Selbstredend kann nicht über sämtliche erst nach lange nach dem kaufrechtlichen Gefahrübergang bekannt werdende Sicherheitslücken informiert werden. Käufer erwarten aber, beim Kauf eines Smartphones über bereits bekannte Sicherheitslücken informiert zu werden. Ob diese vom Hersteller noch durch Updates behoben werden können, ist eine weitere Frage, die sich auf die Behebbarkeit bestehender Mängel an der Kaufsache bezieht. 

jahn_mi
Notiz
Wir verlangen nicht, dass die Beklagte die Informationen auf dieselbe Weise wie die im Antrag eingeblendeten Textergebnisse zur Verfügung stellt. Über die Art und Weise der Information entscheidet die Beklagte selbst (Rspr:BGH, Urteil vom 15. 7. 1999 - I ZR 204-96; BGH, Urteil vom 06.06.2018 - VIII ZR 247/17 Rn 27. ). Die Benennung konkreter Sicherheitslücken würde es dem Verbraucher ermöglichen, sich im Internet oder anderweitig über die Tragweite und die Gegenmaßnahmen selbst zu erkundigen: Wird er jedoch von vornherein über die einzelnen Sicherheitslücken im Unklaren gelassen, hat er gar keine Möglichkeit sich entsprechend darauf einzustellen. Die Relevanz von Sicherheitslücken in Bezug auf sensible Daten der Nutzer, die über das Smartphone zugänglich sind, liegt auf der Hand

jahn_mi
Notiz
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass eine Interessenabwägung stattfinden muss. Dabei ist Ausgangspunkt das Interesse des Rechtsverkehrs, über wesentliche Umstände informiert zu werden. Das Bestehen von Sicherheitslücken ist eine wesentliche Information, da hierüber sensible Daten der Verbraucher auf den Geräten zugänglich sind. Steht das Vorhandensein einer wesentlichen Information fest, gilt im Grundsatz, dass diesem der Vorzug vor etwaigen Schwierigkeiten und Kosten des Unternehmers zur Informationsbeschaffung zu geben ist. Hier müssen "besondere Umstände" vorliegen. Informationskosten zum Beispiel können die Nichterteilung wesentlicher Informationen im Verhältnis B2C daher nur im Ausnahmefall rechtfertigen, z. B. wenn sie ungewöhnlich hoch sind (Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig/Dreyer UWG, 4. Auflage 2016 § 5a Rn. 109f). 



jahn_mi
Notiz
Auch die Tatsache, dass die Informationen nicht "zentral" zur Verfügung stehen, sondern für jedes Gerät "individuell" beschafft werden müssten, stellt keinen unzumutbaren "Verwaltungsaufwand" dar. Vielmehr liegt es in der Natur der Sache, dass der nicht produzierende Händler die Eigenschaften der Ware beim Händler erfragen muss. Das gilt auch z.B. für die technischen Daten der einzelnen Geräte. 

jahn_mi
Notiz
Die positive Kenntnis ist auch kein Erfordernis iSd Norm, das "Vorenthalten" setzt kein Verschulden (Vorsatz oder Fahrlässigkeit) voraus (vgl. EuGH (Erste Kammer), Urt. v. 16.4.2015 – C-388/13, Rn. 48)

jahn_mi
Notiz
Das ist nicht zutreffend, die Informationsbeschaffungspflicht bezieht sich auf alles, was zum „Standard an Fachkenntnissen“, die zum Tätigkeitsbereich des Unternehmers gehört (Köhler/Bornkamm/Feddersen/Köhler UWG § 5a Rn. 3.24). Das mögliche Bestehen von Sicherheitslücken an Geräten mit dem Android Betriebssystem 4.4 Kitkat war in Fachkreisen bekannt. Da die Sicherheitslücken Mängelgewährleistungsansprüche auslösen würde (s.o.) und somit der Geschäfts- und Verantwortungsbereich des Händlers betroffen wäre, wäre es auch an ihm gewesen, diesen Hinweisen aus Fachkreisen nachzugehen. 



jahn_mi
Notiz
nicht nur, denn das Bestehen der Sicherheitslücke stellt Sachmängel dar, die der Händler und nicht der Hersteller gegenüber dem Kunden beheben müsste. 

jahn_mi
Notiz
das "Beitragen" in diesem Sinne könnte eine Nachfrage nach dem Stand der Sicherheitsupdates beinhalten. Zudem wird nicht verlangt, dass der Händler die Updates selbst entwickelt. Aus der beschlossenen, aber noch nicht verkündeten Richtlinie über bestimmte Aspekte des Warenkaufs  ergibt sich,  dass der Verkäufer dafür sorgen muss,  dass Verbraucher über Updates (einschließlich Sicherheitsupdates informiert wird und er solche erhält(Art. 7 Abs. 3). Diese Wertung zeigt, dass das Interesse des Verbrauchers Vorrang genießt vor dem etwaigen Aufwand, den der Händler für die Beschaffung der Information betreiben muss. (Frage Jahn an Dr.Rempe: Ist es für uns vorteilhaft, diese Änderung einzubringen? Lt. den EWG der Richtlinie soll es den Mitgliedsstaaten nach wie vor freistehen, Informationspflichten des Verkäufers in Bezug auf Eigenschaften der Ware festzulegen (EWG 20).)

jahn_mi
Notiz
dies gilt nur für digitale Inhalte, 

jahn_mi
Notiz
und vor allem bezieht es sich nur auf die Interoperabilität und Kompatibilität der Inhalte mit Hard- oder Software und damit auf Umstände, die sich auf die "Umweltbeziehungen" des digitalen Inhalts zum Gerät, auf welchem sie gespeichert werden. Demgegenüber liegt es bei Sicherheitslücken auf einem Smartphone so, dass das Betriebssystem bereits in dem Kaufgegenstand selbst enthalten ist, es geht also nciht um die Verknüpfbarkeit des Smartphones mit einer weiteren Sache, zu dessen Lieferung der Verkäufer nicht verpflichtet ist.  






